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Ueli Mäder und Hector Schmassmann
Flexibilisierung und Prekarisierung
Die einen haben keine Arbeit, andere haben Stress mit unterbe-
zahlter oder mit zu viel hektischer Arbeit. Gesundheitliche Fol-
gen zeugen davon. Die Prekarisierung und Flexibilisierung der 
Erwerbsarbeit kennzeichnen deren aktuelle Dynamik. 
Es ist noch gar nicht so lange her, zu Beginn der 1970er Jah-
re, kurz vor dem Ende der «fordistischen» Prosperität, da 
registrierte die Schweiz insgesamt rund hundert Arbeitslose. 
Vollbeschäftigung schien damals selbstverständlich zu sein. 
Die Schweiz importierte sogar massenweise Arbeitskräfte 
aus dem Süden. Das änderte sich aber schon bald mit den re-
zessiven Einbrüchen der 1970er und 1980er Jahre. Tausende 
von Werktätigen verloren ihre Anstellungen. Strukturelle 
Arbeitslosigkeit meldete sich zurück. Sie verbreitete sich 
trotz steigendem Reichtum weiter. Dies auch aus politischen 
Gründen. 
Wandel der Erwerbsarbeit
Seit Ende der 1980er Jahre führen Prozesse der Deregulie-
rung und Liberalisierung auf europäischer und internationa-
ler Ebene zur Expansion von Finanzmärkten. Dadurch sind 
wichtige Veränderungen in den Beziehungen zwischen Un-
ternehmen, Staaten und Finanzmärkten in Gang gekommen. 
Während früher der Grundsatz galt: Die Finanzsphäre soll 
der Realwirtschaft dienen, ist es heute gerade umgekehrt: 
Der Finanzmarktkapitalismus überlagert die Realwirtschaft, 
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die er immer mehr dominiert. Er legitimiert die zunehmen-
de Kluft bei den verfügbaren Einkommen und bei den Ver-
mögen. Das Kapital scheint viel wichtiger zu sein als die Ar-
beit. Was zählt sind die rasche Verwertung und hohe Profite. 
Das geht selbst einzelnen politisch Liberalen zu weit. Sie plä-
dieren dafür, den Faktor Arbeit wieder stärker zu gewichten. 
Das sehen auch Gewerkschaften so. Ihnen schwebt aber kein 
Come back der Marktwirtschaft vor. Sie drängen viel mehr 
darauf, die Erwerbsarbeit besser zu verteilen und zu entlöh-
nen. Dafür engagieren sich ebenfalls empörte Arbeitslose 
sowie erwerbstätige Arme (Working Poor), die viel arbeiten, 
wenig verdienen und sich radikalisieren. Im Kontext der Bo-
ni-Kultur verkehrt sich bei etlichen Resignation in eine Wut, 
die dazu führen kann, sich stärker für eigene Interessen ein-
zusetzen. Nebst der Integration in die Erwerbsarbeit wollen 
sie vor allem mehr demokratische Partizipation und soziale 
Teilhabe in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen.
Heute arbeiten in der Schweiz rund drei Millionen Perso-
nen Vollzeit. Hinzu kommen noch einmal halb so viele, die 
Teilzeit erwerbstätig sind. Sie haben in den letzten dreissig 
Jahren von rund einem Viertel auf einen Drittel zugenom-
men. (BFS 2012) Unter ihnen sind Frauen besonders häu-
fig vertreten. Immer mehr Erwerbstätige verrichten eine 
Arbeit, die nur sehr beschränkt ihren Qualifikationen ent-
spricht. Das gilt auch für viele, die eine Hochschule abschlie-
ssen. Sie nehmen weniger anspruchsvolle Arbeit an, «um 
wenigstens irgendwie unterzukommen». (Berthoud 2012) 
Atypische Beschäftigungsformen verbreiten sich vor allem 
unter Jugendlichen. (Polito 2012) Ein Drittel aller temporär 
Arbeitenden in der Schweiz sind unter 26 Jahren alt. Diese 
Altersklasse stellt zehn Prozent aller Erwerbstätigen. Rund 
ein Zehntel von ihnen gilt, vorsichtig veranschlagt, als pre-
kär beschäftigt. (Seco 2010) Und die prekräre Arbeit steigt 
weiter an. (UNIA 2012) Hinzu kommen vermehrte Schicht-
arbeit sowie längere Öffnungszeiten in den Einkaufsläden. 
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Darunter leiden die Gesundheit und das soziale Leben vieler 
Arbeitnehmenden. (Cirigliano 2012) Betriebe weiten ihre 
Arbeitszeiten oft aus, ohne die Arbeitsstellen zu erhöhen. 
Damit verschärfen sie den Arbeitsdruck und die Konkur-
renz. (Flügel 2012/Regotz 2012)
Strukturelle Arbeitslosigkeit
Seit Mitte der 1970er Jahre steigt die Arbeitslosigkeit struk-
turell an. Sie verändert sich von einem Randphänomen, das 
vorwiegend bestimmte Arbeitskategorien betrifft, zu ei-
ner weit verbreiteten und diffus erscheinenden Bedrohung. 
Selbst wenn sich die Arbeitslosigkeit dauerhaft verfestigt, 
ist sie schwierig zu fassen und von Kontroversen beglei-
tet. So etwa über die Zahl der Arbeitslosen sowie über die 
Wirksamkeit der Beschäftigungspolitik, über die Metho-
den der Stellensuche sowie über die Eigenverantwortung 
von Arbeitslosen. Die Debatten zeugen von anhaltender 
Verunsicherung über die Bedeutung, das Ausmass und die 
Risiken der Arbeitslosigkeit. Sozialwissenschaftliche Analy-
sen versuchen, vorhandene Paradoxien zu verstehen. Sie er-
hellen, wie Grenzen der Arbeitslosigkeit verlaufen und sich 
verschieben. Sie dokumentieren auch, dass Arbeitslosigkeit 
kein geschlossenes System ist. Nebst Menschen und Fami-
lien, die ihre Betroffenheit und psychischen Verletzungen 
zuweilen sogar selbst tabuisieren, prägt sie die Gesellschaft 
stärker als gemeinhin wahrgenommen.
Qualitative Studien rücken nun vor allem betroffene Perso-
nen in den Vordergrund. Sie beleuchten biographische Ver-
läufe sowie persönliche Lebensbedingungen und Erfahrun-
gen bei der Stellensuche; zum Beispiel mit Institutionen und 
Dispositiven, die für das Betreuen und Beraten von Arbeits-
losen zuständig und relevant sind. (Magnin 2005) Weitere 
Studien befassen sich mit verschiedenen Leistungen, die Ar-
beitslose in Anspruch nehmen können. (Lindenmeyer/Wal-
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ker 2010) Sie beschäftigen sich zudem mit den Zugangsme-
chanismen zum Arbeitsmarkt und mit den Beziehungen von 
Arbeitslosen zu Fachpersonen für die Arbeitsintegration. 
Diese Studien verdeutlichen aus unterschiedlichem Blick-
winkel, dass Arbeitslosigkeit nicht einfach ein Saldo zwi-
schen Arbeitskraftangebot und offenen Stellen ist, sondern 
eine gesellschaftliche Konvention, die Menschen betrifft, 
kategorisiert und stigmatisiert. Um nun dem Phänomen der 
Arbeitslosigkeit näherzukommen, legen wir zunächst statis-
tische Angaben dar.
Die Arbeitslosigkeit hat sich auf sämtliche Kategorien der 
erwerbstätigen Bevölkerung ausgebreitet. Das Ausmass ist 
allerdings recht ungleich verteilt. Die Erwerbslosenquote 
beträgt nach der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung 
(gemäss SAKE 2012) 4,2 Prozent. Bei den Männern sind es 
4,1 Prozent, bei den Frauen 4,4 Prozent. Die Quote sinkt mit 
zunehmendem Alter. Sie beläuft sich bei den unter 25-jäh-
rigen auf 8,3 Prozent und reduziert sich auf 4,5 Prozent bei 
den 25- bis 39-jährigen und auf 3,4 Prozent bei den 40- bis 
64-jährigen. Fast zwei Drittel der Arbeitslosen sind zwi-
schen 25 und 54 Jahre alt. Der Anteil der jüngeren Arbeits-
losen macht einen Viertel aus, jener der älteren (zwischen 55 
und 64 Jahren) einen Zehntel. 
Das Ausbildungsniveau hat ebenfalls einen erheblichen 
Einfluss auf die Arbeitslosenquote. Sie ist bei den Erwerbs-
fähigen ohne postobligatorische Ausbildung mindestens 
doppelt so hoch wie bei jenen mit einem Abschluss auf der 
Tertiärstufe. Ein weiterer Faktor ist die Migration. Von den 
Beschäftigten ohne Migrationshintergrund sind 3,1 Prozent 
arbeitslos. Die Quote steigt bei jenen mit Migrationshin-
tergrund auf 8,1 Prozent. Hinzu kommen regionale Unter-
schiede. In der Zentralschweiz liegt die Arbeitslosenquote 
bei 2,4 Prozent, im Tessin bei 7,3 Prozent.
Die Wahrscheinlichkeit, wieder eine Beschäftigung zu fin-
den, ist ebenfalls sehr verschieden. Zu den Langzeitarbeitslo-
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sen gehört, wer 12 Monate oder länger keine Anstellung fin-
det. Ihr Anteil an allen Arbeitslosen beträgt 35 Prozent. Bei 
Langzeitarbeitslosen ohne Migrationshintergrund macht 
er 32 Prozent aus, bei jenen mit Migrationshintergrund 37 
Prozent, bei den Frauen mit Migrationshintergrund sogar 
43 Prozent. Die Migration und das Geschlecht beeinflus-
sen also die Wahrscheinlichkeit eines längeren Verbleibens 
in Arbeitslosigkeit. Hinzu kommen weitere Faktoren wie 
die Haushaltszusammensetzung, die Ausbildungsstufe, die 
Dauer der Arbeitslosigkeit, die Nationalität, die Höhe der 
Arbeitslosenentschädigung, die Grösse der Wohngemeinde 
sowie spezifische Umstände, die zur Arbeitslosigkeit geführt 
haben,.
Gesundheitlicher Stress
Arbeitslosigkeit erhöht die Morbidität und Mortalität sowie 
den Bedarf an ärztlicher Versorgung. Das Risiko, schwer zu 
erkranken, vorzeitig zu sterben, einen Unfall zu erleiden oder 
Gewalt zu erfahren, ist für Arbeitslose und Arme in jeder Le-
bensphase signifikant höher. Bei der Gesundheit zeigt sich 
ein sozialer Gradient: Je niedriger die soziale Schichtzuge-
hörigkeit, desto grösser die Krankheitslast. Im Unterschied 
zu vergleichbaren Gruppen von Beschäftigten machen Er-
werbslose häufiger Suizidversuche. Lebenspartnerinnen 
und Kinder zeigen mit zeitlicher Verzögerung ähnliche psy-
chische Reaktionen. Infektionen und chronische Erkran-
kungen häufen sich. Arbeitslosigkeit und Armut erhöhen das 
Risiko – von der Karies bis zu Aids. Die Lebenserwartung 
sinkt von der obersten zur untersten Einkommensschicht. 
Sie weisen auch eine deutlich höhere postnatale Sterblich-
keit von Säuglingen auf, zudem eine zweimal höhere Morta-
litätsrate durch Unfälle als bei andern Kindern. Arbeitslosig-
keit und Armut machen krank. Und umgekehrt. Krankheit 
macht arm und arbeitslos. 
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Das psychische Wohl leidet aber auch bei vielen Beschäf-
tigten. Nur 13 Prozent der Arbeitnehmenden geben in der 
Schweiz an, keinen beruflichen Stress zu spüren. (Seco 2011) 
86 Prozent berichten über Stress, der sich allerdings kom-
pensieren lasse. 34 Prozent fühlen sich häufig oder sehr häu-
fig gestresst. In den letzten Jahren haben sich offenbar auch 
die Arbeitsausfälle aufgrund psychischer Erkrankungen 
erhöht. (BSV 2011) Sie werfen die Frage nach sozialen Be-
dingungen psychischer Belastungen auf. Einzelne Berichte 
in den Medien sprechen mögliche Zusammenhänge sehr di-
rekt an. «Patient Seele» titelt beispielsweise «Der Spiegel» 
(1/2012). Er verweist darauf, wie das hektische Leben am Li-
mit gerade auch bei Ärzten und beim Pflegepersonal zuneh-
mend zu Burnout führe. Stress mit der Arbeit erscheint als 
Volkskrankheit mit erheblichen psychischen Folgen. «Das 
Magazin» beschreibt den «König Krebs» sogar als patholo-
gischen Spiegel unserer eigenen Existenz. (Hafner 2012: 26) 
Und laut «TagesWoche» erkrankt in der Schweiz jede fünfte 
Person im Laufe ihres Lebens an einer klinisch relevanten 
Depression. (Winter 2012: 6) Soweit einzelne Befunde. Sie 
weisen darauf hin, wie Belastungen mit der Arbeit die Ge-
sundheit beeinträchtigen können. Das zeigt sich auch bei 
Depressionen. (Ehrenberg 2004) Sie häufen sich bei niedri-
gen Einkommen und bei Arbeitslosen, aber auch bei beson-
ders Tüchtigen. Zudem gilt die Depression seit der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts als ein weit verbreitetes Symp-
tom für die Schwierigkeit, sich selbst zu sein. Mit fehlenden 
Sicherheiten und dem schwindenden Einfluss bedeutender 
Institutionen, die – wie Familie und Schule – zentrale Nor-
men und Werte vermitteln, ist das Individuum zum eigenen 
«Meister seines Schicksals» geworden. Es scheint fast allein 
für die Erfolge in seinem Leben und auch dafür verantwort-
lich zu sein, ob und welche Arbeit es hat. Wer arbeitslos ist, 
leidet damit, obwohl strukturell bedingt, umso mehr unter 
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der Zuschreibung, selber schuld zu sein (Ingenkamp 2012; 
Mäder/Schmassmann 2012; Summer 2008). 
Die Definition psychischer Erkrankungen wie Burnout und 
Depression ist ein ständiger Ort von Interessenkonflikten. 
Im September 2008 führte das französische Meinungsfor-
schungsinstitut IFOP bei 1001 Mitarbeitenden und 604 
Personalverantwortlichen eine interessante Umfrage durch. 
Die Mitarbeitenden nannten folgende Gründe für die Be-
einträchtigung ihrer psychischen Gesundheit: erstens man-
gelnde Anerkennung, zweitens die Erhöhung der Arbeits-
belastung, drittens zunehmende bürokratische Kontrolle 
von Arbeit, viertens Sorgen um die berufliche Zukunft und 
fünftens abnehmende Solidarität unter den Arbeitskollegen. 
Die befragten Personalverantwortlichen erwähnten hinge-
gen «Probleme im Privatleben» als wichtigsten Grund. So 
erweist es sich in der Praxis als schwierig, die Wahl oder den 
Erfolg einer bestimmten Krankheitsbezeichnung zu benen-
nen, ohne gleichsam das gesellschaftliche Umfeld und die 
konkreten Arbeitsbedingungen zu präzisieren. Denn zahl-
reiche Faktoren sind von grosser Bedeutung: so zum Beispiel 
die Berufskultur, in der eine Offenheit für die praktische An-
wendung psychologischen Wissens vorhanden ist. Wichtig 
sind auch die Art und der Grad der betrieblichen oder ge-
werkschaftlichen Organisation. Diese kann ebenfalls dazu 
beitragen, die Arbeitsbedingungen zu humanisieren, statt 
soziales Leiden vornehmlich zu individualisieren.
Prekäre Arbeit
Der Begriff der Prekarität bezieht sich auf die Instabilität und 
die Fragilität von Situationen. Er reagiert auf die Verunsiche-
rung gegenüber der Zukunft und bündelt eine Vielfalt von 
Risiken, die zur Armut und zur Exklusion führen können. 
Thomas Huonker (2012) bezeichnet das Neuwort Prekariat 
als Sammelname für all jene, meist jüngeren Arbeitskräfte, 
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die sich von einem schlecht bezahlten Praktikum ins an-
dere hangeln. Sie arbeiten auf Abruf und besetzen Teilzeit-
stellen, die permanent anders verteilt, reduziert oder ganz 
abgeschafft werden können. Für viele Arbeitnehmende ist 
diese chronische Unsicherheit lebensprägend. Sie wird auch 
oft als Scheinselbständigkeit getarnt. Es gibt jedenfalls, wie 
Huonker (ebd.) ausweist, eine wachsende Zahl von Beschäf-
tigten, die, meist vom selben Arbeitgeber, nur noch temporär 
während einiger Monate angestellt werden, und dies über 
Jahre hinweg. Andere seien vorwiegend niedrig qualifizierte 
Arbeitskräfte, die permanent zwischen Arbeitslosigkeit und 
prekärer Anstellung hin- und herpendeln. 
Eine Realität ist derzeit ein Arbeitsmarkt, der immer mehr 
Menschen ausschliesst. In diesem Kontext reicht die Preka-
rität weit über klar lokalisierbare Gruppen hinaus. Das Ri-
siko zur Exklusion ist zwar ungleich verteilt. Die Prekarität 
erweist sich aber, wie Robert Castel (1995) überzeugend 
darlegt, als Querschnittsthema der Lohnarbeitsgesellschaft. 
Es bildet den Nährboden für ein neues Verhältnis zur sozi-
alen Frage und unterscheidet sich grundlegend von jenem 
Phänomen, das die Zeit der «prosperierenden Nachkriegs-
jahre» kennzeichnete.
Prekarität ist mit einem Gefühl sozialer Unsicherheit ver-
bunden, das sich unter vielen gesellschaftlichen Schichten 
und Klassen verbreitet und oft banalisiert wird. So scheint 
es fast paradox zu sein, die Frage nach Sicherheit und Gebor-
genheit in entwickelten Ländern wie den westlichen Wohl-
standsgesellschaften zu stellen. Denn die meisten Menschen 
leben doch in relativ gesicherten Verhältnissen, die es zuvor 
kaum so gegeben hat. Handelt es sich also um eine exklusive 
Suche ohne Ende? Die Suche nach Sicherheit kann gewiss 
unterschiedlich motiviert sein. Und sie bringt mehr oder we-
niger gravierende Mängel, Entbehrungen und Frustrationen 
zum Vorschein. Die Verunsicherung hat aber viel damit zu 
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tun, dass soziale Verbindlichkeiten flexibilisiert werden. Sie 
dokumentiert, wie sich die «Sicherheitsgesellschaft» (Cas-
tel 2003) individualisiert. Die Moderne verliert den Boden, 
den sie sich selbst entzieht. Was das für einzelne Individuen 
bedeutet, hängt wesentlich von deren Ausstattung mit Res-
sourcen ab. Wer über wenig wirtschaftliches, soziales und 
kulturelles Kapital verfügt, hat mehr Mühe, sich zu schützen. 
Mit der Prekarität verbreitet sich ein diffuses Unbehagen. 
Pierre Bourdieu (1993) unterscheidet das «lagebeding-
te Elend» vom «positionsbedingten Elend». Mit Hilfe 
zahlreicher verstehender Interviews mit Menschen aus un-
terschiedlichen sozialen Milieus stellt er fest, dass die aus 
alltäglichem Leiden resultierende «kleine Not» mit der Er-
fahrung von gesellschaftlicher Minderwertigkeit einhergeht 
und im Gefühl der Individuen zum Ausdruck kommt, inner-
halb des jeweiligen sozialen Bezugsrahmen nicht genügend 
Anerkennung und Wertschätzung zu erfahren. Das positi-
onsbedingte Elend (misère de position) bezieht sich auf die 
Perspektive jener, die es unmittelbar erfahren. Sie bleiben 
dabei in den Grenzen des Mikrokosmos gefangen. Und so 
erscheint das Elend zwangsläufig als «gänzlich relativ»; ja 
sogar als völlig irreal, wenn man es aus der Perspektive des 
Makrokosmos betrachtet. Und der Vergleich mit dem gross-
en lagebedingten Elend (misère de condition) wird häufig 
vorgenommen. Davon zeugen Redewendungen wie: Du 
kannst dich nicht beklagen. Oder: Es gibt Schlimmeres! Wer 
jedoch die grosse Not zum Mass aller Not erhebt, versagt 
sich, wesentliches Leiden wahrzunehmen und zu verstehen. 
Er übergeht ein Leid, das soziale Räume kennzeichnet. Und 
dies im Rahmen grosser Ordnungen, die unzählige «kleine 
Nöte» be günstigen. So nährt sich etwa die Furcht vor Ex-
klusion von der Angst vieler Individuen, nicht mehr zu genü-
gen, anerkannt zu sein oder sogar als minderwertig betrach-
tet und ganz ausgeschlossen zu werden. 
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Letztlich verweist die Prekarität auf zwei verschiedene Be-
deutungen. Die erste ist der Mangel. Das Gefühl des Man-
gels bezieht sich auf das Nachlassen des Schutzes vor sozi-
alen Risiken wie Armut und Arbeitslosigkeit. Die zweite 
Bedeutung verweist auf die gesellschaftlichen Verhältnisse 
und dominante Formen der Herrschaft. Prekarität resul-
tiert in der ersten Bedeutung aus dem Verlust sozialer Un-
terstützung. In der zweiten Bedeutung konstituiert sie sich 
aus einer gesellschaftlich zugeschriebenen Deklassierung. 
In dieser haben mannigfaltiges Leid und seelische Not ih-
ren Ursprung. Dazu gehören der Verlust von Selbstvertrauen 
und das Gefühl von Nutzlosigkeit. In der einen wie der ande-
ren Bedeutung handelt es sich um eine Bedrohung, die das 
Individuum und seine Angehörigen belasten. Beide Bedeu-
tungen finden sich auch im Konzept beruflicher Prekarität. 
Wichtig ist dabei, ob das Verhältnis zur Beschäftigung oder 
das Verhältnis zur Arbeit als Grundlage der Analyse dient. 
(Paugam 2000) 
Das Verhältnis zur Beschäftigung verweist auf die Absiche-
rungslogik des Wohlfahrtsstaates; das Verhältnis zur Arbeit 
auf die produktive Logik der Industriegesellschaft. Die Ar-
beitnehmenden sind in einer prekären Lage, wenn ihre Be-
schäftigung unsicher wird und sie ihre berufliche Zukunft 
nicht mehr überblicken können. Das ist der Fall bei Beschäf-
tigten, die nur einen befristeten Arbeitsvertrag haben, aber 
auch bei denjenigen, die permanent von Kündigung bedroht 
sind. Diese Situation kennzeichnet sich durch eine starke 
ökonomische Verwundbarkeit und eine partielle Einschrän-
kung der sozialen Rechte, zumal diese Rechte zum grossen 
Teil auf einer festen Beschäftigung beruhen. Den Arbeitneh-
menden kommt aus diesem Grund nur eine untergeordne-
te Position in den sozialen Statuspositionen zu, wie sie der 
Wohlfahrtsstaat hierarchisch definiert. In diesem Fall lässt 
sich von einer Prekarität der Beschäftigung sprechen. Die 
Lage der Arbeitnehmenden ist aber ebenfalls prekär, wenn 
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sie das Gefühl haben, dass ihre Arbeit nicht von Belang, 
schlecht bezahlt und innerhalb des Unternehmens wenig 
anerkannt ist. Erfährt ihr Beitrag zur gesellschaftlichen Pro-
duktion keine Wertschätzung, entwickeln sie das Gefühl, 
mehr oder weniger unnütz zu sein. In diesem Fall lässt sich 
von einer Prekarität der Arbeit sprechen. Diese beiden Di-
mensionen der Prekarität sind eng miteinander verknüpft 
und auch gemeinsam zu untersuchen. Sie verweisen auf tief 
greifende Wandlungen des Arbeitsmarktes und auf struktu-
relle Entwicklungen der Arbeitsorganisation, die Menschen 
auch mehr Flexibilität abverlangen. 
Neue Prekarität
Die «finanzgetriebene Landnahme» hat eine historisch 
neue Form der Prekarität hervor gebracht und den fordis-
tischen Typ der Lohnarbeit verdrängt. (Dörre 2009) Diese 
neue Form der kapitalistischen Landnahme beschreibt Kon-
turen, die marktbegrenzende Institutionen und Regulations-
systeme umformt, aushöhlt und schwächt. Eine erste Form 
von Prekarität entstand bereits zuvor durch die frühkapita-
listische Lohnarbeit. Sie vereinnahmte die Werktätigen, be-
vor sie aus Gewohnheit und Erziehung die Anforderungen 
der neuen Produktionsweise als natürlich erachteten. Das 
wirtschaftliche System benötigte eine subproletarische Re-
servearmee. Und die qualifizierten Fachkräfte konnten sich 
zunächst über diese Prekarität erheben. Eine gewisse Ent-
prekarisierung brachte dann die fordistische Landnahme. 
Sie überlagerte gewachsene Sozialbeziehungen mit wohl-
fahrtsstaatlichen Einrichtungen. Das Regime der organisier-
ten Zeit integrierte und disziplinierte die arbeitende Klasse. 
Die Vollbeschäftigung kam mit eher marginaler Prekarität 
aus. Der florierende Kapitalismus schien keine Reservear-
mee mehr zu benötigen, behandelte allerdings immer wieder 
die Frauen als solche. Schon bei den rezessiven Einbrüchen 
108
der 1970er- und 1980er-Jahre häuften sich Bilder von der lie-
ben Mutter, die am Herd die Suppe für ihre Kinder kocht. 
Heute ist die fordistische Gestalt mit eher marginaler Preka-
rität weitgehend passé. Seit den 1970er-Jahren setzte sich vor 
allem die finanzgetriebene Landnahme durch. Sie verbindet 
die Kapitalakkumulation mit flexiblen Produktionsmodel-
len. Die finanzgetriebene Landnahme privatisiert die markt-
förmige Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dem Solidarprin-
zip. So ist ein Regime der kurzzyklischen Zeit entstanden. 
Dörre verortet hier eine wesentliche Ursache für die neue 
Prekarisierung. Löhne, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingun-
gen sind zu Restgrössen verkommen. Sie werden flexibel an 
fremd bestimmte Auftragslagen angepasst. Geplante Ge-
winnmargen geben den Ton an. Finanzmarkt und Prekari-
tät sind somit zwei Seiten einer Medaille. Die Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen entspricht dieser Logik. Auch der 
Staat hat sich an dieser Landnahme zu orientieren. Er tut 
dies beispielsweise, indem er die öffentlichen Verwaltungen 
nach Prinzipien des New Public Management konzipiert. 
Ein neuer Geist des Kapitalismus kennzeichnet die finanz-
getriebene Landnahme. Er ideologisiert die Freiheit als 
Restrukturierung im Namen von Eigenverantwortung. In 
Deutschland haben allerdings, so Klaus Dörre, wie in der 
Schweiz die Mehrzahl der Beschäftigten noch formal ge-
schützte Arbeitsplätze. Gleichwohl vollzieht sich ein Über-
gang von marginaler zu disqualifizierender und diskrimi-
nierender Prekarität. Die Prekarisierung ist je länger desto 
weniger eine Exklusion sozial Randständiger. Sie äussert 
sich vielmehr in drei Strukturformen. Am unteren Ende be-
finden sich erstens die Überzähligen. Dazu gehören vor al-
lem die Arbeitslosen. Die Ausgrenzung vollzieht sich nicht 
aus der Gesellschaft, sondern innerhalb der Gesellschaft. 
Von den so beschriebenen Überzähligen lassen sich dann 
zweitens jene Prekarisierten unterscheiden, die als Leih-
arbeitende eine unsichere, niedrig entlohnte Arbeit haben. 
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Eine versteckte Form von Prekarität existiert drittens inner-
halb formal noch sicher Beschäftigten. Sie müssen ständig 
fürchten, ihren Status ebenfalls zu verlieren. Zunehmend ge-
fragt ist eine Flexibilität. Zum Hintergrund gehört das Ver-
ständnis einer Individualität, die zunehmend zur Fragilität 
verkommt.
Fragile Individualität
Die Begriffe Individualität, Individualisierung und Indivi-
dualismus sind heute verbreitet. Der soziologische Gehalt 
bezieht sich vorwiegend auf das emanzipatorische Ausbre-
chen aus traditionellen Zwängen. Er unterscheidet sich von 
der moralischen und methodologischen Bedeutung. Die 
moralische stellt das Individuum prinzipiell über das Kol-
lektiv. Die methodologische favorisiert das Individuum als 
kleinste Analyseeinheit in einem Nutzen optimierenden 
(Forschungs-)Kalkül. Der Individualismus verabsolutiert 
die Individualität. Und die Individualisierung bezeichnet 
den Prozess, in dem sich das Individuum als Subjekt kon-
stituiert. Dieser Prozess wird weithin mit Demokratie und 
Markt assoziiert. Theorien der Individualisierung verbinden 
sich mit Erzählungen der Moderne. Dabei lassen sich zwei 
Phasen unterscheiden. Die erste Phase bezieht sich auf Pro-
zesse der mechanischen Beschleunigung im Kontext der 
Industrialisierung; die zweite mit der reflexiven Moderne, 
die antizipiert, was sich künftig ereignen könnte. Die Indi-
vidualisierung soll Individuen helfen, sich aus kollektiven 
Zwängen und positionalen Zuschreibungen zu befreien. Sie 
bringt jedoch viel Ungewissheit, Fragilität und unfreiwillige 
Selbstverantwortung mit sich. Die postulierte Flexibilität 
verlangt eine hohe Bereitschaft, sich dem Wandel der Arbeit 
anzupassen und ständig neue Risiken einzugehen. 
Soziologe Richard Sennett (1977) kritisiert, wie aus der 
fragilen Individualität eine «Tyrannei der Intimität» re-
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sultiert. Die gesellschaftliche Öffentlichkeit und kollektive 
Arbeitsvereinbarungen verlieren an Bedeutung. Der His-
toriker und Philosoph Christopher Lasch (1979) skizziert 
ein «Zeitalters des Narzissmus», das permanent flüchtige 
Menschen der Illusion überlässt, fremd bestimmte Arbeits- 
und Lebensarrangements selbst zu kreieren. Das Individu-
um erscheint als modernes, westliches Konstrukt. Finanz-
kapitalistische Bedingungen prägen eine marktgläubige 
Normativität. Diese kontrastiert das mündig emanzipierte 
weltbürgerliche Individuum im Kontext der Globalität. Laut 
normativer Marktgläubigkeit dynamisiert die soziale Un-
gleichheit den Wandel der Arbeit und der Gesellschaft. Die-
se Konzeption banalisiert, was die unterschiedliche Ausstat-
tung mit Ressourcen mit sich bringt. Wer über viel Kapital 
verfügt, kann sich auf dem Arbeitsmarkt einfacher gelassen 
und flexibel verhalten. Wer keine Reserven hat, flüchtet eher 
nach vorn – von einem Grashalm zum andern. Und weil sich 
viele Menschen so verhalten (müssen), sind offenbar immer 
neue Formen der Überwachung und der sozialen Kontrolle 
nötig, die das Konstrukt des Individuums weiter relativieren. 
(Mäder et al. 2012)
Imperativ der Flexibilität
In westlichen Ländern müssen Menschen heute möglichst 
bereit sein, sich jederzeit einem ständigen Wandel anzupas-
sen. Flexibilität setzt sich als neuer ökonomischer Imperativ 
durch. Im Kapitalismus des späten 20. Jahrhunderts weiten 
sich Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung und Minijobs 
aus. Dies geschieht im Rahmen «neuer unternehmerischer 
Freiheiten». Das Aufweichen vertraglicher Vereinbarungen 
soll die Effizienz der Produktion erhöhen. Privilegierte wür-
digen die Flexibilität als unternehmerische Innovation und 
Emanzipation von bürokratischen Zwängen. Eine Flexibili-
sierung von Arbeit und Beschäftigung, die keiner kollekti-
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ven Steuerung unterliegt, schränkt jedoch soziale Regulati-
onen, Sicherungen und gewerkschaftlichen Einfluss ein. Sie 
wirkt sich auch auf die psychische Belastung und seelische 
Gesundheit von Arbeitnehmenden aus. Einseitig Abhängige 
verlieren so viel Boden unter den Füssen.
Zygmunt Bauman und Ulrich Beck, zwei Theoretiker der 
«reflexiven und flüchtigen Moderne», stellen das Thema 
Flexibilität in das Zentrum ihrer zeitdiagnostischen Be-
schreibung des gesellschaftlichen Wandels. Das ist kein 
Zufall. Sie legen Analysen vor, die von aufwühlender Aus-
druckskraft sind. Auch Richard Sennett (1998), der Leute 
aus dem Hightechsektor in den USA interviewt hat, kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Identität der Arbeitnehmenden 
weltweit bedroht ist. Er wendet sich gegen neue Formen 
des Kapitalismus. Und er wirft diesem Regime auch vor, ein 
höheres Mass an Flexibilität zu verlangen. In ganz Europa 
findet das Thema der zerstörerischen Auswirkungen der Fle-
xibilisierung grosse Resonanz. Auch, weil so genannt nor-
male Arbeitsverhältnisse erodieren und sich mit der sozialen 
Verunsicherung die (Angst vor der) Prekarisierung weiter 
verbreitet. 
Mit «Prekarität, Abstieg, Ausgrenzung» bezeichnen Ro-
bert Castel und Klaus Dörre (2009) die soziale Frage zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts. Sie beschreiben die Wieder-
kehr der sozialen Unsicherheit, an der unzählige Menschen 
in westeuropäischen Ländern leiden. Bis Mitte der 1970er 
Jahre profitierten die Lohnabhängigen vom sozialen Kom-
promiss des industriellen Kapitalismus. Seither sind die In-
dividuen immer mehr auf sich selbst gestellt. Sie leben «von 
der Hand in den Mund» und bangen um ihre Zukunft. Die 
Erwerbstätigen erfahren, wie sich die Arbeitsorganisation 
individualisiert. Die verordnete Flexibilität führt zu quasi 
planwirtschaftlichen Transformationen. Castel (2009) be-
zeichnet das sukzessive Abhängen als «kollektive Entkop-
pelung». Betroffene reagieren darauf mit Ressentiments. 
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Dieses gemeinsame Merkmal reicht aber nicht aus, um eine 
widerständige Kultur zu begründen. Auch, weil sich die Fle-
xibilität – je nach beruflicher Tätigkeit – recht unterschied-
lich auswirkt. 
Doppelcharakter der Autonomie
Autonomie beinhaltet die Möglichkeit, selbst bestimmt zu 
handeln. Autonomie gilt als Synonym zu Unabhängigkeit. 
In der Soziologie ist der Begriff umstritten. Auch, weil ihn 
neoliberale Konzepte als «Selbstregulierung» hoch halten. 
In Studien zur Arbeitssoziologie stellt die Autonomie ein 
zentrales Konzept dar. Es wendet sich gegen die Unterord-
nung der Menschen unter ausbeuterische Arbeitsbedingun-
gen, würdigt aber auch neue effiziente Produktionsformen. 
Jean-Daniel Reynaud (1989) sieht die Autonomie als Mög-
lichkeit einer sozialen Regulation. Individuen handeln auto-
nom, um sich – nicht nur in der Arbeit – der Abhängigkeit 
heteronomer Kontrollsysteme zu entziehen. Sie tun dies, in-
dem sie selbst versuchen, normative Regulationssysteme zu 
kontrollieren und eigene Ansprüche durchzusetzen. Dabei 
scheint es möglich zu sein, Eigenständigkeit und Effizienz 
offensiv miteinander zu verknüpfen. Reynaud (ebd.) disku-
tiert, wie die von Arbeitnehmenden angestrebte Autonomie 
in der Lage sein könnte, die kontrollierende Autonomie der 
Unternehmen zu unterlaufen oder zu relativieren. Arbeit-
nehmende könnten so mit eigenen unternehmerischen Re-
geln die Regulierung der Unternehmen teilweise aushebeln 
und, indem sie selbst handeln, ihre Autonomie wahren. An-
dere Ansätze halten es für unmöglich, von Autonomie in der 
Arbeit zu sprechen. Dies allein schon deshalb, weil sich die 
berufliche Tätigkeit im Rahmen von Arbeitsbeziehungen 
vollzieht, die hierarchische Unterordnungen darstellen. Und 
dies in einem Umfeld, das durch weitere Regeln organisiert, 
kontrolliert und strukturiert wird. 
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Béatrice Appay (2005) schlägt den Begriff «kontrollierte 
Autonomie» vor. Dieser beschreibt eine Paradoxie des Han-
delns. Das Individuum ist einerseits aufgefordert, seine be-
rufliche Laufbahn frei zu entscheiden. Andererseits schrän-
ken äussere Arbeitsbedingungen diese Wahl erheblich ein. 
«In den so genannten ‚fortgeschrittenen‘ demokratischen 
Gesellschaften werden die Individuen aufgefordert, flexibel 
und leistungsfähig zu sein, Verantwortung – ob gewollt oder 
nicht – zu übernehmen, d.h. sich verantwortlich zu fühlen 
für ihre Zukunft und ihre Lebensverhältnisse, obwohl ihr 
Platz in der Gesellschaft durch zunehmende Prekarisierung 
in Frage gestellt ist.» (Appay, 2005: 161) Die Paradoxie liegt 
einerseits in dieser leisen, unter der Oberfläche schlum-
mernden Gewalt des «Diktats des Erfolgs» und anderseits 
im Fundament von Werten wie Autonomie, Wertschätzung 
des Individuums, Kommunikation, Partizipation und Ko-
operation, Gerechtigkeit und Solidarität.
Integration und Ausschluss
Wir untersuchten in einer früheren Studie (Mäder et al. 
1991) die Dynamik zwischen Integration und Ausschluss. 
Damals überwog der Eindruck, die Working Poor seien dank 
Erwerbstätigkeit relativ gut integriert. Sie bräuchten, so nah-
men wir an, vorwiegend mehr Geld, um ihre existenziellen 
Bedürfnisse zu befriedigen. In unserer späteren Studie über 
die Working Poor (Kutzner et al. 2004) stellen wir indes 
eine Kumulation sozialer Problemlagen fest, die sich mit an-
haltender Abhängigkeit ergibt und selbst bei zunehmender 
Erwerbsintegration gleichzeitig gegenläufige Ausschlussten-
denzen verstärkt. Wir analysierten die soziale Lage von 260 
aktuellen und 140 ehemaligen Working Poor. Von Letzte-
ren erzielten rund 25 Prozent mehr Einkommen dank einer 
Weiterbildung. Weitere 25 Prozent erhöhten ihr Salär, weil 
sie zusätzliche Jobs zu vorwiegend prekären Arbeitsbedin-
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gungen annahmen. Noch einmal 25 Prozent stabilisierten 
ihre Situation über eine Sozialversicherung (AHV, IV). Die 
restlichen 25 Prozent steigerten ihr Einkommen durch die 
Veränderung der Lebensform, beispielsweise durch Heirat 
(mit Doppelverdienst) oder durch endende Unterstützungs-
pflichten (Auszug von Kindern). Etliche konnten sich auch 
deshalb finanziell verbessern, weil sie in kleinere, günstige-
re Wohnungen (in Quartieren mit Luftverschmutzung, viel 
Verkehr und Lärm) zogen. 
In einer weiteren Studie (Kutzner et al. 2009) untersuch-
ten wir die Politik der Sozialhilfe. Deren Fokus richtet sich 
inzwischen wieder stärker auf Sozialhilfeabhängige, die 
noch intakte Chancen haben, im ersten Arbeitsmarkt eine 
Beschäftigung zu finden. Diese erhalten weniger Mittel für 
den Grundbedarf, aber mehr Geld, wenn sie ihre Erwerbs-
integration ausdehnen. Die finanziellen Anreize erweitern 
dann den Handlungsspielraum und die Autonomie, was 
etliche Sozialhilfeabhängige schätzen. Sie fühlen sich, vom 
unternehmerischen Geist beseelt, stärker beachtet und ak-
zeptieren dafür mögliche finanzielle Einbussen. Andere So-
zialhilfeabhängige fühlen sich durch die privatisierten Risi-
ken mehr gestresst. Sie erleben unter diesen Bedingungen 
selbst die erfolgreiche Erwerbsintegration als Ausschluss. 
Auch, weil diese Integration primär im prekären Niedrig-
lohnsektor stattfindet, was soziale Beziehungen belastet und 
zu einem Ausschluss durch Integration führen kann. Eine 
zweite Gruppe bilden Personen, die noch für den zweiten, 
geschützten Arbeitsmarkt oder für Gegenleistungsmodelle 
infrage kommen. Bei den Gegenleistungen hängt die Unter-
stützung von der Bereitschaft der Arbeitssuchenden ab, eine 
sozial, kulturell oder ökologisch relevante Arbeit zu verrich-
ten. Dabei geht es oft um soziale Disziplinierung (Mäder et 
al. 2012) und darum, irgendwelche Arbeiten zu verrichten, 
egal ob sie sinnvoll sind oder Gefahr laufen, mit niedrigen 
Löhnen vereinbarte Standards zu unterlaufen. Als dritte 
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Gruppe kommen Sozialhilfeabhängige hinzu, bei denen die 
soziale Integration im Vordergrund steht. Sie erhalten das 
Geld, ohne sich für irgendwelche Tätigkeiten bewerben zu 
müssen. Einzelne beschreiben dies als Vereinfachung, da sie 
nun mehr das tun können, was sie gerne tun. Der Ausschluss 
aus der Erwerbsarbeit fördert perspektivisch ihre soziale In-
tegration. Andere suchen verzweifelt einen «richtigen Job». 
Sie wehren sich gegen die vorgenommene Kategorisierung, 
die sie als Stigmatisierung erleben. 
Widerständige Perspektiven
Soziologe Loïc Wacquant (2009) deutet Revolten von (ju-
gendlichen) Arbeitslosen als Folge gebrochener Herzen. Er 
beschreibt den Fluch, innerhalb einer reichen Gesellschaft 
überzählig zu sein. Die soziale Polarisierung dürfte sich nach 
seiner Wahrnehmung weiter verschärfen und in heftigeren 
Aufständen ausdrücken. Nach unseren eigenen Studien ist 
das keineswegs ausgeschlossen. «Ich bin selber schuld, dass 
ich so wenig verdiene; ich hätte halt früher in der Schule 
besser aufpassen müssen», sagte uns eine allein erziehende 
Verkäuferin. Viele Working Poor fühlen sich relativ stark für 
Verhältnisse verantwortlich, die primär gesellschaftlich ver-
ursacht sind. Sie erweckten nach aussen den Anschein, al-
les sei in bester Ordnung, auch wenn sie selbst einen hohen 
Leidensdruck verspüren. Etliche Anzeichen weisen jedoch 
darauf hin, dass sich resignative Haltungen teilweise in Em-
pörung verwandeln. Das mag mit Informationen über abge-
hobene Managerlöhne und persönlichen Erfahrungen mit 
der Erwerbsarbeit zu tun haben. Wenn Eltern erleben, wie 
ihre Kinder keine Lehrstelle finden, während andere sehr 
hohe Saläre erzielen, empfinden sie Wut. Ähnliches zeigt 
sich bei Working Poor, die immer wieder von Einkommen 
lesen, die das eigene um ein Mehrfaches übersteigen. Und 
bei den Vermögen verhält es sich noch viel krasser. Ein Pro-
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zent der privaten Steuerpflichtigen verfügen in der Schweiz 
über mehr Nettovermögen als der grosse Rest. (Mäder et al. 
2010) Die Wut über soziale Gegensätze kann sich allerdings 
unterschiedlich auswirken. Sie kann sowohl die Bereitschaft 
fördern, sich mehr für eigene Interessen einzusetzen, als 
auch die Gefahr erhöhen, Halt bei autoritären und populisti-
schen Kräften zu suchen, die eine rigide Ordnungsruhe mit 
strukturellen Ausgrenzungen anstreben.
Ob nun am nächsten 1. Mai wesentlich mehr Arbeitslose 
und Working Poor an den Demonstrationen teilnehmen, 
ist fraglich. Auch der Aufstand der Marginalisierten dürfte 
noch weiter auf sich warten lassen. Umso wichtiger ist es, 
dass die bereits gewerkschaftlich organisierten Arbeitneh-
menden sich vehement für Mindestlöhne und eine gerech-
tere Verteilung von Arbeit und Einkommen einsetzen. Not-
wendig sind neue Formen der Solidarität und des Teilens. 
Das minimale Einkommen sollte mindestens einen Drittel 
des maximalen ausmachen. Zudem sind die Arbeitszeiten 
so zu verkürzen, damit möglichst alle ihr Auskommen über 
die Erwerbsarbeit finanzieren können. Das ist allerdings nur 
beschränkt möglich. Daher sind Arbeit und Einkommen 
teilweise voneinander zu entkoppeln. Die Grundsicherung 
liesse sich beispielsweise über den Ausbau der Ergänzungs-
leistungen auf alle Haushalte ohne ausreichendes Einkom-
men erreichen. Die reiche Schweiz kann sich das erlauben. 
Sie gibt, obwohl der gesellschaftliche Reichtum weiter zu-
nimmt, seit dem Jahr 2004 weniger Anteile des Brutto-In-
landproduktes für die soziale Sicherung aus. Die Sozialleis-
tungsquote sank von 22,3 Prozent (2005) auf 20,5 Prozent 
(2008). Und selbst im schwierigsten Jahr (2009) überstiegen 
die Einnahmen (150 Mrd. Franken) die Ausgaben (133 Mrd. 
Franken). Das weist das Bundesamt für Sozialversicherung 
(2011) deutlich aus. Die soziale Sicherheit trägt sich selbst. 
Dieser Befund erstaunt; denn aktuelle Debatten erwecken 
den Anschein, die soziale Sicherheit liesse sich kaum mehr 
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finanzieren. Sie unterschlagen den Überschuss der Einnah-
men. Und sie vernachlässigen, wie die Renten rentieren und 
über Konsumausgaben viele Arbeitsplätze schaffen. Wobei 
die soziale Sicherung vor allem aus menschlichen Gründen 
wichtig ist, da sie insbesondere Schutz der Menschenwür-
de gewährleistet. Wer sich allerdings für den sozialen Aus-
gleich und Mindestlöhne engagiert, setzt sich leicht dem 
Vorwurf aus, namentlich Arbeitsplätze (mit geringer Wert-
schöpfung) zu vernichten. Diese Argumentation spielt auch 
in der Vermögensdebatte mit. Wer stark progressive Tarife 
der Einkommenssteuer fordert, wird zuweilen bezichtigt, 
mit einer Reichtumssteuer die internationale Kapitalflucht 
und illegale Steuerhinterziehung anzukurbeln. Die hohen 
Einkommen entmutigen jedoch viele, die hart arbeiten und 
auf keinen grünen Zweig kommen. Zudem erhöhen die auf 
einen relativ kleinen Personenkreis konzentrierten Vermö-
gen den einseitigen Einfluss von Wohlhabenden. Sie gefähr-
den auch demokratische Prozesse. Einzelne Reiche weisen 
selbst auf diese Gefahren hin. Sie wollen mit einer freiwil-
ligen Umverteilung den Arbeitsfrieden und gesellschaftli-
chen Zusammenhalt festigen. Das ist erfreulich, aber wenig 
verlässlich. Die Existenzsicherung ist daher gesellschaftlich 
zu vereinbaren. Der Reichtum muss allen mehr zugute kom-
men. Einer Gesellschaft geht es gut, wenn es möglichst allen 
gut geht. Und daher ist es wichtig, nicht nur die Erwerbsar-
beit besser zu verteilen und zu entlöhnen, sondern auch die 
Mitbestimmung und demokratische Einflussnahme der so 
genannt Arbeitnehmenden zu stärken. Zudem gilt, auch im-
mer wieder die Frage nach dem Sinn der Arbeit zu stellen. 
Es kann ja nicht einfach darum gehen, alles immer schneller 
drehen zu lassen und permanent Angst besetzt die Effizienz 
zu optimieren. Denn die Mehrheit der Arbeitenden geht ei-
ner Berufstätigkeit nach, weil sie ihnen der Selbstverwirkli-
chung oder dem persönlichen Ansehen dient. 
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